



Kleine Anfrage „Abführungen gezahlter Vergütungen an kommunale Wahlbeamte“

GRÜNE: Innenministerium toleriert rechtswidriges Verhalten von kommunalen Wahlbeamten

Bündnis 90/DIE GRÜNEN im Landtag fordern Innenmister Zuber auf, die bei einigen rheinland-pfälzischen Kommunen gängige Praxis, unrechtmäßig gezahlte Zuwendungen an kommunale Wahlbeamte nicht zurückzufordern, zu beenden. Die dem Innenministerium unterstellte Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion (ADD) muss endlich ihre Aufsichtspflicht angemessen wahrnehmen. Aus der Antwort auf die Kleine Anfrage „Abführungen gezahlter Vergütungen an kommunale Wahlbeamte“ (DRS 14/782) geht hervor, dass Herr Zuber die Verantwortung allein bei den Kommunen sieht.

„Das rechtswidrige Verhalten einiger kommunaler Wahlbeamter muss dienstrechtlich geahndet werden. Da sich die ADD weigert, ihrer Pflicht nachzukommen, muss der Innenminister jetzt selbst handeln. Sein Versäumnis ist unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller Wahlbeamter unverantwortlich“, fordert Reiner Marz (Trier), kommunalpolitischer Sprecher der Landtagsfraktion.

DIE GRÜNEN berufen sich bei ihrer Forderung auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Koblenz vom Juni 2002, nach dem Vergütungen, die kommunale Wahlbeamte aus bestimmten mit dem Hauptamt verbundenen Tätigkeiten erhalten, an die Kommunen abzuführen sind. 

In der Antwort auf eine Kleine Anfrage (DRS 14/782) der GRÜNEN zu den Auswirkungen des Urteils führt das Innenministerium aus: "Die Prüfung des Bestehens eventueller Abführungsansprüche kommunaler Dienstherren gegen Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeister, Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Beigeordnete, Landrätinnen und Landräte und Kreisbeigeordnete und ihrer Durchsetzbarkeit obliegt - wie bei allen kommunalen Beamtinnen und Beamten - der jeweiligen Kommune." Der Innenminister unterliegt hier nach Ansicht der GRÜNEN einem gravierenden Irrtum. Bei Tätigkeiten in Verbindung mit dem Hauptamt von Oberbürgermeistern und Landräten ist die ADD für die Dienstaufsicht zuständig und nicht die Kommunen selbst.

ADD, 4. September 2002, RM/WB/JF/CS

Christiane Schäfer, Pressesprecherin
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